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Sehr geehrte Damen und Herren, 

strukturelle Veränderungen, eine überbordende Bürokratie, der Fachkräftemangel und 
die allgemein verbreiteten, pessimistischen Konjunkturerwartungen sind Themen, die 
derzeit viele unserer Mandanten bewegen. Der Bruch der „Ampelkoalition“ setzt noch 
einen drauf: Gesetzesvorhaben sind im Entstehungsprozess stecken geblieben, u. a.  
ein Steuerfortentwicklungsgesetz, oder werden nur mit Rückwirkung zur Anwendung 
kommen können, wie die noch immer nicht erfolgte Umsetzung der „Corporate Sustai- 
nability Reporting Directive (CSRD)“ als Grundlage der ESG-Nachhaltigkeitsberichter-
stattung in das nationale Handelsbilanzrecht.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2024 hatte der Steuergesetzgeber mit einem Wachstums-
chancengesetz einige investiv wirkende Änderungen vorgesehen, über die das DORNBACH 
Update schon informiert hat. 

Mit einem Jahressteuergesetz 2024 wurde nun nochmals „nachgelegt“. Der große Wurf 
ist nach wie vor nicht gelungen, da zu allen Steuerarten zahlreiche granulare Gesetzes-
anpassungen implementiert wurden, teilweise um eine zu Gunsten der Steuerpflichtigen 
positive Rechtsprechung wieder einzukassieren. Positiv zu erwähnen sind:

•	   Möglichkeit von Buchwertübertragungen zwischen Schwesterpersonengesellschaften
•	   Klarstellung bei der grunderwerbsteuerlichen Zurechnung von Grundstücken im Falle
      von Anteilstransaktionen
•	   marginale Erleichterungen bei der Erbschaftsteuer

Für Kleinunternehmer kann es künftig auch unterjährig zu einem Wechsel in die reguläre 
Umsatzbesteuerung kommen, wenn der relevante Umsatz des laufenden Kalenderjahres 
einen Betrag von 100.000 Euro überschreitet. Im Umwandlungssteuerrecht ist künftig 
die Pflicht zur elektronischen Übermittlung steuerlicher Schlussbilanzen zu beachten.

Das Steuerrecht ist komplex. Die notwendige Vereinfachung ist bislang unterblieben, 
auch die jüngsten Gesetzesänderungen sind verhalten ausgefallen. Aber auch in anderen 
Bereichen müssen sich viele Unternehmen Herausforderungen stellen – nicht nur die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung wird dabei ein Thema sein. In Zeiten einer sich abküh- 
lenden Wirtschaft können Restrukturierungsfragen wieder stärker in den Vordergrund 
rücken oder sogar existentiell werden.

DORNBACH hat die Expertise, um Sie in all diesen Belangen kompetent zu begleiten, 
Ihnen Lösungen anzubieten. Sprechen Sie uns bei Beratungsbedarf gerne auf detailliertere 
Informationen an. 

Wir wünschen Ihnen nachträglich noch ein gutes neues Jahr 2025 und freuen uns auf die 
weitere Zusammenarbeit.

Mit freundlichen Grüßen 

Rainer Zimmermann		  Dr. Stephan Bacher
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater		  Wirtschaftsprüfer, Steuerberater
bei DORNBACH		  bei DORNBACH
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  Termine Februar 2025	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.02.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.02.20252	 13.02.2025	 10.02.2025

	 10.03.2025	 13.03.2025	 10.03.2025

	 10.03.2025	 13.03.2025	 10.03.2025

	 10.02.20254	 13.02.2025	 10.02.2025

	 17.02.20254	 20.02.2025	 17.02.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 26.02.2025	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Jahressteuergesetz 2024 passiert   
  den Bundesrat   

Der Bundesrat hat am 22.11.2024 dem 
Jahressteuergesetz 2024 zugestimmt. Es ist 
am 06.12.2024 in Kraft getreten. Mit dem 
Jahressteuergesetz passt der Gesetzgeber 
regelmäßig Bestimmungen an, die aufgrund 
anderer Gesetze oder Auswirkungen des 
EU-Rechts, aber auch durch Rechtspre-
chungsänderungen notwendig geworden 
sind. Im Septemberplenum hatte der  
Bundesrat zum Gesetzentwurf ausführlich 
Stellung genommen – ungefähr 40 seiner 
Empfehlungen wurden im Gesetz umge-
setzt.

Es folgt eine Auswahl von wichtigen 
Änderungen:

•	 Die Steuerbefreiung für kleine Photovol-
taikanlagen wird vereinheitlicht: Es gilt 
nun für alle Gebäudearten die maximal 
zulässige Bruttoleistung von 30 kW 
(peak). Es handelt sich um eine Freigren- 
ze. Das bedeutet, dass ab Überschreitung 
die vollen Steuern auch auf die Leistung 
unterhalb der Grenze fällig werden. Die 
Erhöhung der Grenze gilt aber nur für An-
lagen, die ab Januar 2025 gekauft, instal-
liert und betrieben werden. Für Bestands-
geräte bleibt es bei den bisherigen 
Werten.

•	 Die als Sonderausgaben zu berücksichti- 
genden Kinderbetreuungskosten werden 
von zwei Dritteln auf 80 %, der Höchst-
betrag von 4.000 Euro auf 4.800 Euro 
erhöht.

•	 Die Beantragung von Kindergeld soll 
elektronisch erfolgen können.

•	 Alleinerziehende erhalten über die Lohn-
steuerklasse II einen steuerlichen Ent- 
lastungsbetrag. Das ist ein zusätzlicher 
Steuerfreibetrag, der derzeit bei 4.260 
Euro plus weitere 240 Euro für jedes 
weitere Kind nach dem ersten liegt. Er 
wird nur gewährt, wenn eine Alleiner- 
ziehende tatsächlich allein in einem 
Haushalt mit ihren Kindern wohnt. Ab 

wodurch Arbeitnehmer dann auch ent- 
sprechend weniger Steuern bezahlten. 
Künftig müssen Arbeitnehmer die Rege- 
lung selbst über ihre Steuererklärung 
angeben. So fallen zunächst mehr Steu- 
ern an, die aber später vom Finanzamt 
erstattet werden.

•	 Die private Nutzung eines Dienstwagens 
wird als geldwerter Vorteil versteuert. Für 
Elektroautos gibt es dabei Vorteile, die 
bisher teilweise auch für Hybrid-Fahr-
zeuge galten. Deren Einstufung wird jetzt 
verschärft. Den Bonus gibt es nur, wenn 
der Dienstwagen maximal 50 Gramm 
Kohlendioxid pro Kilometer ausstößt 
oder eine elektrische Reichweite von 
mindestens 80 Kilometern hat. In die- 
sem Fall muss nur die Hälfte des Brutto- 
listenpreises als geldwerter Vorteil ange- 
setzt werden, nicht wie bisher 100 %. 
Bisher galt eine niedrigere Grenze von 
60 Kilometern Reichweite.

•	 Kleinunternehmer mussten ab 22.000 
Euro Umsatz Umsatzsteuervoranmeldun-
gen abgeben und Umsatzsteuer auswei- 
sen. Ab dem Jahr 2025 besteht bis zu 
einem Umsatz von 25.000 Euro die Mög- 
lichkeit, als Kleinunternehmer auf den 
Umsatzsteuerausweis zu verzichten. Der 
Gesamtumsatz darf im laufenden Jahr 
100.000 Euro nicht überschreiten. Bisher 
lag diese Obergrenze bei 50.000 Euro 
und es reichte die Prognose, dass sie 
nicht überschritten wird. Ihr Überschrei-
ten im laufenden Geschäftsjahr war dann 
unerheblich. Die 100.000 Euro stellen 
eine Obergrenze dar. Ab dem Zeitpunkt 
der Überschreitung kann die Kleinunter-
nehmerregelung nicht mehr angewendet 
werden. Zusätzlich haben ab 2025 auch 
Unternehmer aus anderen EU-Staaten die 
Möglichkeit, in Deutschland die Klein- 
unternehmerregelung für ihre hier erziel- 
ten Umsätze zu nutzen. Umgekehrt haben 
auch deutsche Kleinunternehmer die 
Möglichkeit, im EU-Ausland von der Klein- 
unternehmerregelung Gebrauch zu  
machen. Dazu müssen allerdings die 
Gesamtumsätze jährlich an das Bundes- 
zentralamt für Steuern gemeldet werden, 

2025 wird dieser Freibetrag auch bei 
noch verheirateten, aber bereits getrennt 
lebenden Ehepaaren angerechnet.

•	 Bei Pflege- und Betreuungsleistungen 
setzen Steuerermäßigungen – wie das 
bereits bei haushaltsnahen Dienstleis-
tungen der Fall ist – den Erhalt einer 
Rechnung und die Zahlung auf das Konto 
des Leistungserbringers voraus.

•	 Besonders Bonuszahlungen der Kranken-
versicherung mindern die gezahlten 
Krankenkassenbeiträge und damit auch 
die Höhe der abziehbaren Sonderausga-
ben. Bonuszahlungen bis zu 150 Euro 
pro versicherte Person und Beitragsjahr 
werden generell als Leistung der Kranken-
kasse und nicht als Beitragserstattung 
behandelt. Bei Beträgen über 150 Euro 
bleibt die Möglichkeit bestehen, nach- 
zuweisen, dass es sich um eine Kranken-
kassenleistung und nicht um Beitrags- 
erstattungen handelt.

•	 Die Pauschale für Erbfallkosten steigt 
2025 von 10.300 Euro auf 15.000 Euro.

•	 Durch eine Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs wurde der Kauf eines Erbteils 
von einem Miterben nicht mehr als Ver- 
äußerung der Einzelbestandteile des 
Nachlasses betrachtet. Dadurch fiel auf 
ein im Nachlass enthaltenes Grundstück 
keine Spekulationssteuer an, auch wenn 
die Zehnjahresfrist nicht abgelaufen war. 
Zukünftig wird auch der Verkauf des An- 
teils einer Erbengemeinschaft wie der 
Verkauf der einzelnen Vermögensteile 
betrachtet. Folge ist, dass für jeden Ver- 
mögensteil geprüft wird, ob ein steuer-
pflichtiges Veräußerungsgeschäft 
vorliegt.

•	 Auf Abfindungen werden hohe Steuern 
erhoben, da es sich um Einmalzahlun-
gen handelt. Die Fünftelregelung verhin- 
dert das, indem sie die Abfindung steu- 
erlich so behandelt, als würde sie über 
fünf Jahre ausgezahlt. Bisher konnten 
Arbeitgeber die Regelung direkt bei der 
Berechnung der Lohnsteuer anwenden, 
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damit sichergestellt ist, dass die Umsatz-
grenzen nicht überschritten werden. 
Zudem werden Kleinunternehmer von 
der Pflicht zur Ausstellung von E-Rech- 
nungen ausgenommen. Den Empfang 
von E-Rechnungen müssen aber auch 
sie ermöglichen. 

•	 Ab dem 01.01.2025 wird die E-Rech-
nung im B2B-Bereich verpflichtend. Ab 
2026 müssen Unternehmen auch selbst 
E-Rechnungen ausstellen und versenden 
können. Übergangsfristen bis Ende 2028 
erleichtern kleinen und mittleren Unter- 
nehmen den Übergang. Für den Empfang 
von E-Rechnungen gibt es keine Über- 
gangsfrist.

  Viertes Bürokratieentlastungs-   
  gesetz  

Das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz 
(BEG IV) wurde am 29.10.2024 verkündet 
und gilt größtenteils ab dem 01.01.2025.

Hier einige wichtige Änderungen (ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit):

•	 Die Aufbewahrungsfrist für Buchungs- 
belege wird einheitlich für das Handels- 
und das Steuerrecht von zehn auf acht 
Jahre verkürzt. Zu den Buchungsunter- 
lagen zählen neben Rechnungen und 
deren Kopien auch Lieferscheine,tLohn- 
und Gehaltslisten, Lohnabrechnungen, 
Quittungen, Steuer-, Gebühren- oder 
Beitragsbescheide, Vertragsurkunden, 
Werkstattrechnungen und Zahlungs-
anweisungen. Für folgende Unterlagen 
wurden die Aufbewahrungsfristen nicht 
geändert: 

    a. �Arbeitsanweisungen, Aufzeichnungen, 
Bücher, Eröffnungsbilanzen, Inventare, 
Jahresabschlüsse, Lageberichte und 
Organisationsunterlagen (weiterhin 
zehn Jahre) 

    b. �empfangene Handels- und Geschäfts-
briefe sowie Kopien abgesandter Han- 
dels- und Geschäftsbriefe, jeweils ein- 
schließlich E-Mails (weiterhin sechs 
Jahre)

•	 Nach Änderungen im Bundesmeldegesetz 
und in der Beherbergungsmeldedaten-
verordnung gilt für deutsche Staatsange-
hörige keine Hotelmeldepflicht mehr.

•	 Rechtsgeschäfte werden digital, also per 
E-Mail, SMS oder Messenger-Nachricht 
möglich, ohne dass sie eigenhändig un- 
terschrieben werden müssen.

•	 Digitale Arbeitsverträge sollen dem Ar- 
beitgeber ermöglichen, seine Mitarbeiter 
auch per E-Mail über die wesentlichen 
Vertragsbedingungen zu informieren,

•	 Aushanggesetze können auch digital 
„ausgehängt“ werden,

•	 Digitale Steuerbescheide sollen einge- 
führt werden,

•	 Es wird eine zentrale Vollmachtsdaten-
bank für Steuerberater geschaffen, so- 
dass Arbeitgeber ihren Steuerberatern 
nicht mehr schriftliche Vollmachten für 
die jeweiligen Sozialversicherungsträger 
ausstellen müssen,

•	 ¾ Einführung von Erleichterungen bei 
Hauptversammlungen börsennotierter 
Unternehmen. Zukünftig können Unter- 
lagen online zur Verfügung gestellt 
werden.

  Steuerliche Freistellung des  
  Existenzminimums 2024  

Der Bundesrat hat am 22.11.2024 das 
Gesetz zur steuerlichen Freistellung des 
Existenzminimums 2024 verabschiedet, 
welches die rückwirkende Anhebung des 
Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags 
vorsieht. Dadurch soll der Gesetzesbegrün-
dung nach die steuerliche Freistellung des 
Existenzminimums der steuerpflichtigen 
Bürger sichergestellt werden. Danach erge- 
ben sich für den Veranlagungszeitraum 
2024 folgende Werte: 

•	 Anhebung des in den Einkommensteuer-
tarif integrierten Grundfreibetrags um 

180 Euro auf 11.784 Euro für den Veranla-
gungszeitraum 2024 (11.604 Euro 
bisher).

•	 Anhebung des steuerlichen Kinderfrei-
betrags um 228 Euro auf 6.612 Euro  
für den Veranlagungszeitraum 2024  
(6.384 Euro bisher).

Das Gesetz tritt rückwirkend zum 01.01.2024 
in Kraft.

  Neue Sachbezugswerte ab   
  01.01.2025  

Die monatlichen und kalendertäglichen 
Werte für freie oder verbilligte Unterkunft 
und/oder Verpflegung ändern sich ab dem 
01.01.2025. Mit der „Fünfzehnten Verord-
nung zur Änderung der Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung“ (SvEV) stehen 
die Sachbezugswerte für das Jahr 2025 
fest. Alle Werte gelten bundesweit. Die 
neuen Sachbezugswerte für Verpflegung 
ab dem 01.01.2025 sind auch bei der Ab- 
rechnung von Reisekosten anzuwenden.

Der Sachbezugswert für die verbilligte 
oder unentgeltliche Verpflegung steigt ab 
01.01.2025 bundeseinheitlich von 313 Euro 
auf 333 Euro pro Monat.

Für die jeweiligen Mahlzeiten werden 
daher diese Beträge angesetzt:

•	 Frühstück: 2,30 Euro kalendertäglich,  
69 Euro monatlich 

•	 Mittagessen: 4,40 Euro kalendertäglich, 
132 Euro monatlich

•	 Abendessen: 4,40 Euro kalendertäglich, 
132 Euro monatlich

•	 Kalendertäglicher Gesamtwert:  
11,10 Euro

•	 Monatlicher Gesamtwert: 333 Euro

Ab dem 01.01.2025 steigt der Sachbezugs-
wert für Unterkunft oder Mieten bundes-
einheitlich von 278 Euro auf 282 Euro pro 
Monat. Kalendertäglich beträgt der Wert 
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dann 9,40 Euro. Der Wert für Überlassung 
einer Unterkunft an den Arbeitnehmer kann 
auch mit dem ortsüblichen Mietpreis be- 
wertet werden, wenn der Tabellenwert nach 
Lage des Einzelfalls unbillig wäre (§ 2 Abs. 
3 SvEV).

Bei der Belegung einer Unterkunft mit meh-
reren Beschäftigten sowie für Jugendliche 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
und Auszubildende gelten andere Werte. 
Diese ergeben sich aus § 2 Abs. 3 der 
Sozialversicherungsentgeltverordnung.

Für eine als Sachbezug zur Verfügung ge- 
stellte Wohnung ist als Wert der ortsübliche 
Mietpreis unter Berücksichtigung der sich 
aus der Lage der Wohnung zum Betrieb er- 
gebenden Beeinträchtigungen sowie unter 
entsprechender Anwendung des § 8 Abs. 2 
Satz 12 EStG anzusetzen. Ist im Einzelfall 
die Feststellung des ortsüblichen Miet- 
preises mit außergewöhnlichen Schwierig-
keiten verbunden, kann die Wohnung ab 
dem 01.01.2025 mit 4,95 Euro je Quadrat-
meter monatlich, bei einfacher Ausstattung 
(ohne Sammelheizung oder ohne Bad oder 
Dusche) mit 4,05 Euro je Quadratmeter 
monatlich bewertet werden.

Die Sachbezugswerte 2025 sind bereits ab 
dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 
2025 maßgeblich, da die geänderte So- 
zialversicherungsentgeltverordnung am 
01.01.2025 in Kraft tritt. Die vorgenannten 
Sachbezugswerte unterliegen sowohl der 
Steuerpflicht als auch der Beitragspflicht 
in der Sozialversicherung.

  Meldepflicht für Registrierkassen   
  ab 2025  

Ab dem 01.01.2025 müssen Unternehmer 
ihre elektronischen Registrierkassen beim 
Finanzamt melden. Das Bundesfinanzmi-
nisterium hat nun ein elektronisches Melde-
‚verfahren über „Mein ELSTER“ eingeführt, 
das die bisher ausgesetzte Meldepflicht 
aktiviert.

Im Einzelnen müssen Unternehmer folgende 
Informationen übermitteln, unabhängig 

davon, ob die Kassen gekauft, gemietet 
oder geleast wurden (laut BMF-Schreiben 
vom 28.06.2024):

•	 Art des Kassensystems
•	 Seriennummer
•	 Anschaffungs- oder Außerbetrieb- 

nahmedatum
•	 Art der technischen Sicherheits- 

einrichtung  

Folgende Fristen und Besonderheiten  
gibt es: 

•	 Für vor dem 01.07.2025 angeschaffte 
Kassen: Meldung bis 31.07.2025

•	 Für nach dem 01.07.2025 angeschaffte 
Kassen: Meldung innerhalb eines 
Monats

•	 Jede Kasse muss einer Betriebsstätte 
zugeordnet werden

•	 Wechsel der Betriebsstätte ist melde-
pflichtig

Obwohl Verstöße nicht direkt mit Bußgel-
dern belegt sind, können sie zu einer höhe-
ren Risikoklassifizierung bei Betriebsprü-
fungen führen. Die Meldung kann auch 
durch Bevollmächtigte wie Steuerberater 
oder Kassenhändler erfolgen.

  Steuerfortentwicklungsgesetz  

Nach dem Bruch der Ampelkoalition wurde 
das Gesetzesvorhaben in der Beschluss-
empfehlung des Finanzausschusses vom 
18.12.2024 auf die Absenkungen der Ein- 
kommensteuertarife und die Erhöhung des 
Kindergelds reduziert. Der Bundestag hat 
das Steuerfortentwicklungsgesetz am 
19.12.2024 verabschiedet und der Bundes- 
rat hat am 20.12.2024 zugestimmt.

Das Gesetz enthält einen Maßnahmenka-
talog, um die Einkommenssteuer für die 
Veranlagungszeiträume 2025 und 2026 
anzupassen. Dazu gehören beispielsweise:

•	 die Anhebung des Grundfreibetrags auf 
12.096 Euro (2026: 12.348 Euro)

•	 die Anhebung des Kinderfreibetrages 
auf 6.672 Euro (2026: 6.828 Euro)

Mit dem Freibetrag für den Betreuungs-
und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf
(2.928 Euro) ergibt sich ab 2025 eine An- 
hebung des zur steuerlichen Freistellung 
des Kinderexistenzminimumsdienenden 
Betrags von insgesamt 9.540 Euro um  
60 Euro auf insgesamt 9.600 Euro. Für 
2026 ein Gesamtbetrag auf 9.756 Euro 
(9.600 Euro + 156 Euro).

•	 die Anhebung des Kindergeldes auf 
255 Euro (2026: 259 Euro) sowie

•	 die Verschiebung der Eckwerte des 
Einkommenssteuertarifs um 2,6 % 
(2026: 2,0 %)

Die Anhebung der Freigrenzen beim Soli- 
daritätszuschlag für die Veranlagungszeit-
räume ab 2025 und ab 2026 bleibt unver- 
ändert. Für den Veranlagungszeitraum 2025 
wird sie von 18.130 Euro auf 19.950 Euro 
und für den Veranlagungszeitraum 2026 
auf 20.350 Euro erhöht.

Mit diesen Maßnahmen soll unter anderem 
die sog. „kalte Progression“ ausgeglichen 
werden. Darunter versteht man Steuer-
mehreinnahmen, die entstehen, wenn ein 
höheres Einkommen, zum Beispiel eine 
Gehaltserhöhung, zum Inflationsausgleich 
direkt durch die Inflation „aufgefressen“ 
wird und somit dennoch zu einer höheren 
Besteuerung führen würde. Ohne den Pro- 
gressionsausgleich hätte man trotz ge- 
stiegenen Einkommens real weniger Geld 
zur Verfügung.

Das Gesetz kann nun ausgefertigt und 
verkündet werden und tritt teils zum 
01.01.2025, teils zum 01.01.2026 in Kraft.

Durch das Steuerfortentwicklungsgesetz 
nicht mehr umgesetzte Maßnahmen sind 
beispielsweise:

•	 Vereinfachungen bei geringwertigen 
Wirtschaftsgütern (GWG) und Sammel-
posten (§ 6 Abs. 2a EStG),

•	 Verlängerung der degressiven AfA für 
bewegliche Wirtschaftsgüter des 
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Anlagevermögens, die nach dem 
31.12.2024 und vor dem 01.01.2029 
angeschafft oder hergestellt worden 
sind, (§ 7 Abs. 2 EStG),

•	 Faktorverfahren statt der Steuerklassen 
3 und 5 (§§ 38b, 39 Abs. 4, 39a Abs. 1, 
39b Abs. 2, 39e Abs 1a, 39g EStG),

•	 Abschaffung der Pflicht zur zeitnahen 
Mittelverwendung bei steuerbegünstigten 
Körperschaften (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO),

•	 Politische Betätigung steuerbegünstigter 
Körperschaften (§ 58 Nr. 11 AO),

•	 Ergänzung des Begriffs der Selbstversor-
gungseinrichtungen um Photovoltaikan-
lagen (§ 68 Nr. 2 Buchst. b AO),

•	 Anzeigepflicht für innerstaatliche Steuer-
gestaltungen (§§ 138l, 138m, 138n AO),

•	 Anhebung des Bemessungsgrundlagen-
höchstbetrags bei der Forschungszulage 
(§ 3 Abs. 5 FZulG).

  Bürgerliche Kleidung einer   
  Influencerin – Keine Betriebsaus-   
  gaben  

Das Finanzgericht Köln entschied, dass 
Aufwendungen für bürgerliche Kleidung 
nicht als Erwerbsaufwendungen abziehbar 
sind. Dies gilt auch für die bürgerliche 
Kleidung einer Influencerin, und zwar 
unabhängig davon, ob deren Erwerb und 
Nutzung aus einer beruflichen/betriebli-
chen (Mit-)Veranlassung erfolgt ist (Az. 12 
K 1016/19).

Reisekosten einer Influencerin, die sowohl 
beruflich/betrieblich als auch privat veran- 
lasst sind, sind anhand der Verursachungs-
beiträge (u. a. nach Zeitanteilen) als Be- 
triebsausgaben bzw. Werbungskosten ab- 
ziehbar. Soweit keine objektiven Kriterien 
für eine Aufteilung ersichtlich sind, ist im 
Wege der Schätzung ein hälftiger Abzug 
der Reisekosten als Betriebsausgaben bzw. 
Werbungskosten möglich.

Hier hat das Finanzamt die streitgegen-
ständlichen Aufwendungen für Kleidung 
und Reisen zu Recht nicht zum Abzug zu-
gelassen bzw. damit zusammenhängende 
Vorsteuerbeträge nicht berücksichtigt. 
Entgegen der Ansicht der Klägerin ergibt 
sich auch aus einem etwaigen Namens-
recht kein weiterer Betriebsausgabenabzug.

  Vom Vermieter für die vorzeitige   
  Aufgabe der Mietwohnung   
  gezahlte Abfindung ist keine   
  steuerbare Leistung  

Eine dem Wohnungsmieter vom Vermieter 
für die vorzeitige Aufgabe der sich aus dem 
Mietvertrag ergebenden (vermögenswerten) 
Rechte (Besitzrecht, Mieterschutz) gezahlte 
Abfindung unterliegt nicht der Besteuerung 
nach § 22 Nr. 3 EStG. So entschied das Fi- 
nanzgericht München (Az. 12 V 1200/24). 

Um eine nichtsteuerbare Entschädigung für 
die Aufgabe eines Vermögenswerts im Be- 
reich der Vermögensumschichtung handelt 
es sich, wenn die wirtschaftliche Gesamt-
beurteilung ergibt, dass der Vorgang dem 
Bild des Ausgleichs für eine Minderung des 
Vermögenswerts in seiner Substanz ent- 
spricht. Entscheidend ist dabei nicht, wie 
die Parteien diese Leistungen benannt, 
sondern was sie nach dem Gesamtbild der 
wirtschaftlichen Verhältnisse wirklich ge- 
wollt und tatsächlich bewirkt haben.

Da im Streitfall die Antragsteller den Umzug 
aus der Wohnung in eigener Regie durch- 
geführt haben, kann bei summarischer 
Prüfung vom wirtschaftlichen Gehalt aus 
betrachtet, eine Zahlung über 100.000 Euro 
gar keine Umzugsbeihilfe darstellen. Ange- 
sichts der in den letzten 20 Jahren gestie- 
genen Wohnungsmieten spricht die wirt- 
schaftliche Gesamtbeurteilung dafür, dass 
mit dem Betrag von 100.000 Euro die An- 
tragsteller von der GmbH dafür abgefunden 
werden sollten, dass sie ihre Wohnrechte 
als Mieter aus dem Altvertrag mit einem 
günstigen Mietzins für die Vierzimmerwoh-
nung aufgeben und sich an einem anderen 
Ort um eine Wohnung mit einem neuen 
Mietvertrag bemühen. Da nach der Eigen- 

bedarfskündigung vom Vermieter die Woh- 
nung verkauft wurde, ist es auch offensicht-
lich, dass die Kündigung wegen des nur 
vorgeschobenen Eigenbedarfs unwirksam 
gewesen wäre und die Antragsteller nur 
durch einen Aufhebungsvertrag in Verbin- 
dung mit einer Abfindungszahlung zur 
Aufgabe ihrer Mieterrechte an der Vier-
zimmerwohnung bewegt werden konnten. 
Die Änderung der Formulierung in der Ab- 
findungsvereinbarung von „Abfindungsbe-
trag“ auf „Umzugsbeihilfe“ spielt demge-
genüber keine Rolle und macht die Zahlung 
nicht zu einem Entgelt für eine Tätigkeit 
(Umzug als Tätigkeit) und damit zu Ein- 
künften aus einer Leistung im Sinne des  
§ 22 Nr. 3 EStG.

  Nur als Kapitalanlage dienende   
  leerstehende Wohnungen sind   
  zweitwohnungsteuerfrei  

Die Erhebung einer Zweitwohnungsteuer 
trotz Leerstands und Verkaufsabsicht ist 
rechtmäßig. Nur als Kapitalanlage dienen- 
de leerstehende Wohnungen sind zweit- 
wohnungsteuerfrei. So entschied das Ver- 
waltungsgericht Gießen (Az. 8 K 2687/23).

Die Klägerin war von 2018 bis 2024 Inha- 
berin eines Nießbrauchrechts an einem 
Einfamilienhaus. Ihr kam daraus ein um- 
fassendes Nutzungsrecht zu. Einen Wohn- 
sitz hatte sie dort nicht. Der Eigentümer des 
Hauses ist ihr Sohn. Die beklagte Stadt 
Schotten setzte gegenüber der Klägerin 
die Zweitwohnungsteuer für die Jahre 2019 
bis 2023 in Höhe von insgesamt rund 
7.600 Euro fest. Hiergegen wandte sich die 
Klägerin. Sie meint, das Einfamilienhaus 
diene als Kapitalanlage und insbesondere 
nicht für persönliche Wohnzwecke. Das 
Haus sei seit 2018 unbewohnt und solle 
verkauft werden, was aus verschiedenen 
Gründen zunächst nicht möglich gewesen 
sei. Die Klägerin habe das Haus in dieser 
Zeit nicht vermietet gehabt, weil dies den 
Kaufpreis senken würde. Damit das Haus 
lastenfrei veräußert werden könne, sei das 
Nießbrauchrecht mittlerweile abgelöst und 
gelöscht worden.
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Dieser Argumentation folgte das Gericht 
nicht. Auch Nießbrauchberechtigte – wie 
die Klägerin – unterlägen grundsätzlich der 
Zweitwohnungsteuer, sofern die Immobilie 
nicht der reinen Kapitalanlage diene. Dies 
habe die Klägerin nicht hinreichend dar- 
gelegt. Vielmehr habe sie ihre fehlende 
Gewinnerzielungsabsicht dadurch doku-
mentiert, dass sie das Haus nicht vermietet 
habe. Insofern komme es nicht auf eventu- 
elle Verkaufsbemühungen des Eigentümers 
an, weil die Klägerin selbst als Nießbrauch-
berechtigte zu einem Verkauf nicht berech- 
tigt gewesen wäre. Ihr wäre lediglich eine 
Vermietung oder die zwischenzeitlich 
erfolgte Ablösung des Nießbrauchrechts 
möglich. Zudem spreche für eine tatsäch- 
liche Nutzung zu persönlichen Wohnzwe-
cken auch, dass der Sohn der Klägerin im 
Jahr 2018 seinen Nebenwohnsitz in dem 
Haus angemeldet habe.

  Arbeitszeitgestaltung: Arbeit-   
  geber von Hausangestellten   
  müssen ein System einrichten, mit   
  dem die tägliche Arbeitszeit von   
  Hausangestellten gemessen   
  werden kann  

Eine vollzeitbeschäftigte Hausangestellte 
hat vor den spanischen Gerichten ihre Ent- 
lassung angefochten. Da ihre Entlassung 
für ungerechtfertigt erklärt wurde, wurden 
ihre Arbeitgeber verurteilt, ihr bestimmte 
Beträge für nicht genommene Urlaubstage 
und Sonderzahlungen zu zahlen. Dagegen 
war das spanische Gericht der Ansicht, dass 
die Arbeitnehmerin weder die geleisteten 
Arbeitsstunden noch den von ihr geforder-
ten Lohn nachgewiesen habe. Die Arbeit- 
nehmerin könne sich nämlich nicht allein 
darauf berufen, dass ihre Arbeitgeber keine 
täglichen Aufzeichnungen über die von ihr 
geleistete Arbeitszeit vorgelegt hätten, denn 
die spanische Regelung befreie bestimmte 
Arbeitgeber, darunter Haushalte, von der 
Verpflichtung, die von ihren Angestellten 
tatsächlich geleistete Arbeitszeit aufzu-
zeichnen.

Das mit der Klage der Arbeitnehmerin gegen 
diese Entscheidung befasste spanische 
Gericht hegt Zweifel an der Vereinbarkeit 
der nationalen Regelung mit dem Unions-
recht. Es hat daher den Gerichtshof hierzu 
befragt.

Der Gerichtshof weist darauf hin, dass er 
im Urteil CCOO (Urteil vom 14. Mai 2019, 
CCOO, C-55/18) die damals geltende spani- 
sche Regelung und deren Auslegung durch 
die nationalen Gerichte, wonach die Arbeit-
geber nicht verpflichtet waren, ein System 
einzurichten, mit dem die von jedem Arbeit-
nehmer geleistete tägliche Arbeitszeit ge- 
messen werden kann, für mit der Richtlinie 
über die Arbeitszeitgestaltung unvereinbar 
erklärt hat (Richtlinie 2003/88/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 4. November 2003 über bestimmte 
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung).

Im Anschluss an dieses Urteil hat der spa- 
nische Gesetzgeber den Arbeitgebern die 
Verpflichtung auferlegt, ein solches System 
einzurichten.

Der Gerichtshof weist auch darauf hin, dass 
alle Träger öffentlicher Gewalt der Mitglied- 
staaten einschließlich der Gerichte ver- 
pflichtet sind, zur Erreichung des in den 
Richtlinien vorgesehenen Ziels beizutragen. 
Die richterliche Auslegung einer nationalen 
Bestimmung oder eine Verwaltungspraxis, 
nach denen die Arbeitgeber, was Hausan-
gestellte angeht, von der Verpflichtung zur 
Einführung eines solchen System befreit 
sind, verstößt offensichtlich gegen die 
Richtlinie (insbesondere die Rechte der 
Arbeitnehmer auf tägliche und wöchentliche 
Ruhezeiten und auf Begrenzung der wö- 
chentlichen Höchstarbeitszeit (Art. 3, 5 und 
6 der Richtlinie), die auch in der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union nie- 
dergelegt sind (Art. 31 Abs. 2)). 

Den Hausangestellten wird dadurch nämlich 
die Möglichkeit vorenthalten, objektiv und 
zuverlässig festzustellen, wie viele Arbeits- 
stunden sie geleistet haben und wann diese 
Stunden geleistet wurden. 

Dagegen können Besonderheiten aufgrund 
des betreffenden Tätigkeitsbereichs oder 
der Eigenheiten bestimmter Arbeitgeber, 
wie ihrer Größe, vorgesehen werden, sofern 
die wöchentliche Höchstarbeitszeit tat- 
sächlich gewährleistet ist. Aufgrund der 
Besonderheiten des Hausarbeitssektors 
können somit Ausnahmen für Überstunden 
und Teilzeitarbeit vorgesehen werden, 
sofern diese die in Rede stehende Regelung 
nicht ihres Wesensgehalts berauben, was 
das spanische Gericht zu prüfen hat.

Da es sich bei Hausangestellten um eine 
Gruppe von Arbeitnehmern mit eindeutig 
überwiegendem Frauenanteil handelt, ist 
nicht ausgeschlossen, dass es sich im vor- 
liegenden Fall um eine mittelbare Diskrimi- 
nierung aufgrund des Geschlechts handelt, 
es sei denn, diese Situation ist objektiv 
gerechtfertigt, was das spanische Gericht 
ebenfalls zu prüfen hat.

IMPRESSUM 

Herausgeber:
DORNBACH GMBH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Anton-Jordan-Straße 1
56070 Koblenz

Verantwortlich für den Inhalt:
Dipl.-Betriebswirt Rolf Groß  
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater
Fachberater für Internationales 
Steuerrecht

Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.



UPDATE MAGAZINSeite  8

  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg · Mainz ·  
München · Pirna · Saarbrücken · Solingen · Wetzlar

  Kennen Sie schon unsere MEDIATHEK auf unserer Homepage?  

Unser monatliches DORNBACH-Update, Newsletter, Presseartikel, Beiträge unserer 
Experten in Fachbüchern, Interviews und andere Publikationen – in der DORNBACH 
Mediathek finden Sie Wissenswertes und Interessantes aus der Welt der Wirtschaft,  
der Steuern und des Rechts. Zusätzlich finden Sie hier hilfreiche Formularvorlagen  
zum Beispiel aus dem Bereich der Lohn- und Gehaltsabrechnung sowie der  
Finanzbuchhaltung. 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch! Einfach QR-Code über Ihre Kamera einscannen und 
unsere Expertise kostenfrei abrufen:


